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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Irene
ALTENDORFER und den fachkundigen Laienrichter RR Johann PHILIPP als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX,
geb. XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Salzburg, vom 21.06.2017, ZI. OB: XXXX, in
nichtdffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 1

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm & 1 Abs. 2, 8 40 Abs. 1, § 41 Abs. 1, 8 45
Abs. 1 und 2, § 47, 8 54 Abs. 12, Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF als unbegrindet

abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 Bundesverfassungsgesetz
(B-VG), BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

I.1. Der BeschwerdefUhrer (nachfolgend auch: "BF" bzw. beschwerdefiihrende Partei: "bP") beantragte am im Akt
ersichtlichen Datum beim Sozialministeriumservice als belangte Behorde ("bB") unter Beifligung eines psychiatrischen
Gutachtens die Ausstellung eines Behindertenpasses sowie die Neufestsetzung des Grades der Behinderung.

I.2. Die bP wurde am 17.01.2017 einer Begutachtung durch eine medizinische Sachverstandige zugefihrt und dartber
ein Gutachten erstellt. Das Gutachten ergab einen Gesamtgrad der Behinderung vom 30 v.H.
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I.3. Mit Schreiben vom 20.03.2017 informierte die bB die bP vom Ergebnis der Beweisaufnahme und forderte sie
binnen drei Wochen zur Stellungnahme auf. Mit Mail vom 06.04.2017 Gibermittelte die bP eine Stellungnahme.

I.4. Mit Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Salzburg, vom 21.06.2017 wurde der Antrag der bP
abgewiesen; mit einem Grad der Behinderung von 30% erfille sie die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines
Behindertenpasses nicht. Das Gutachten des medizinischen Sachverstandigen vom 15.03.2017 wurde dem Bescheid
beigelegt.

I.5. Gegen diesen Bescheid erhob die bP mit Schreiben vom 31.07.2017 Beschwerde.

[.6. Mit Schreiben vom 23.08.2017 erfolgte die Beschwerdevorlage, sie langte am selben Tag beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

I.7. Die Beratung und Abstimmung im nach der Geschaftsverteilung zustandigen Senat des
Bundesverwaltungsgerichtes erfolgte am 20.10.2017.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Feststellungen (Sachverhalt):
1.1. Die bP ist anerkannter Flichtling und an der im Akt ersichtlichen Adresse wohnhaft.

1.2. Von der bP wurde im Verfahren ein vom BG XXXX beauftragtes psychiatrisches Gutachten, datierend vom
11.04.2017 sowie ein Bericht zur "Lernausgangslage" der bP von einer Dipl. Pad. vom 24.04.2017 vorgelegt.

1.3. Am 17.01.2017 erfolgte im Auftrag des Sozialministeriumservice eine Begutachtung durch eine arztliche
Sachverstandige (Allgemeinmedizin). Das betreffende Gutachten vom 15.03.2017 weist nachfolgenden relevanten
Inhalt auf:

Anamnese:

Erstvorstellung am 17.01.2017 gemeinsam mit dem Vater und der begleitenden Frau XXXX , welche zum Dolmetschen
Herrn XXXX begleitet. Diese informiert, dass Herr XXXX der deutschen Sprache nicht kundig sei und dass am
20.01.2017 ein Untersuchungstermin in der Forensischen Neuropsychiatrie der XXXX in Salzburg geplant ist. Somit wird
gemeinsam beschlossen, zur Befunderweiterung, dieses Untersuchungsergebnis der Fachabteilung abzuwarten und
mit dem Befund von dort wieder am 21.02.2017 zur FLAG-Untersuchung zu erscheinen.

21.02.2017: Nochmalige Vorstellung zur FLAG-Untersuchung im Beisein des begleitenden Vaters und der begleitenden
Frau XXXX , welche Ubersetzt, da Herr XXXX und sein Vater kein Deutsch sprechen.

Vor 18 Jahren in XXXX geboren. Seit Mai 2016 im Rahmen der Familienzusammenfiihrung mit der gesamten Familie in
Osterreich.

Herr XXXX habe laut Vater erst im Alter von 2-3 Jahren zu sprechen und zu laufen begonnen. Bald nach dem Eintritt in
die Schule sei den Eltern von den Lehrern die Abmeldung von der Schule empfohlen worden, da er nicht lerne, ein
Schulbesuch ihm nichts bringe. Auf Anraten der Lehrer sei er zu einem Arzt nach XXXX gebracht worden, dieser habe
eine Rontgenuntersuchung des Kopfes durchgefihrt und ihnen gesagt, er habe "null Intelligenz".

Daraufhin sei nach 5 Jahren Volksschule der Schulbesuch abgebrochen worden, er habe kein Zeugnis bekommen.

AnschlieBend sei er immer zu Hause gewesen, die Mutter habe auf ihn aufgepasst. In XXXX habe er haufig mit den
Nachbarskindern gespielt, er sei bei diesen beliebt gewesen, es habe mit seinem Verhalten keine Probleme gegeben.

In XXXX habe er keine spezielle Therapie erhalten.
Er habe noch 2 Bruder und 2 Schwestern, diese seien alle gesund.

Laut Vater kdnne er keine ganzen Satze sprechen, auch nicht in seiner Muttersprache, spreche nur einzelne Worter,

kénne nicht lesen.
Es seien ansonsten keine besonderen Krankheiten bekannt, sei gesund.

Derzeitige Beschwerden:



Laut mandlicher Ubersetzung durch die begleitende Frau XXXX sei Herr XXXX geistig behindert, er kénne nicht
sprechen und nicht lesen.

Die Aufnahme in die Lebenshilfe XXXX sei geplant.

Essen und Trinken sei selbststandig moglich. Zum Anziehen bendtige er leichte Anleitung. Korperpflege sei
selbststandig durchfihrbar, er bendtige dazu jedoch meist eine Aufforderung. Beim WC-Besuch sei er selbststandig,
verschmutze dabei jedoch das WC.

Den Eltern konne er seine Wiinsche/Bedurfnisse verstandlich machen.

Er verlasse die Wohnung nicht mehr selbststandig, da ihm dies die Eltern nach einem Vorfall auf dem Spielplatz im Juni
2016 verboten hatten. Er wolle nicht alleine zu Hause bleiben, die Mutter sei meist zu Hause.

Ansonsten gabe es keine weiteren Probleme.
Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung:

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs

Monate andauern werden:
Begriindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes:
1) Verdacht auf leichtgradige Intelligenzminderung

Wahl des mittleren Rahmensatzes, es sind keine Beeintrachtigungen von motorischen Féhigkeiten erkennbar. Uber die
schulische Laufbahn sind keine Unterlagen vorhanden/vorgelegt.

Pos. Nr. 03.01.02 GdB 30 %
Gesamtgrad der Behinderung 30 v.H.
Begrundung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Erschwerte Untersuchungsbedingungen durch die sprachliche Barriere. Die, durch die begleitende Dolmetscherin,
Ubersetzten Berichte des Vaters, dass der Herr XXXX nur einzelne Worte sprechen kann, waren bei beiden
Vorstellungen zur FLAG-Untersuchung nicht nachvollziehbar, zumal Herr XXXX spontan ofters flussig in seiner
Muttersprache sprach, sowie dies aus den vorgelegten Unterlagen (Auszug aus der Beschuldigtenvernehmung mit
Herrn Jankeez Hamae vom 22.06.2016, aufgenommen vor der PI XXXX ) ebenfalls nicht mit den Angaben bei der FLAG-
Untersuchung in Ubereinstimmung zu bringen ist.

Stellungnahme zu Vorgutachten:
Kein Vorgutachten.
Die Einschatzung des GdB stitzt sich auf das vorgelegte Neuropsychiatrische Gutachten vom 30.01.2017.

[r

1.4. Im Rahmen der Stellungnahme wendete die Jugendwohlfahrt Salzburg als Vertreter der bP ein, dass der vom
Gericht beauftragte Psychologe und Psychiater am 25.03.2017 betreffend Sachwalterschaftssache die bP bei sich zu
Hause untersucht habe und einen viel héheren Behinderungsgrad als 30 % festgestellt habe.

I.5. Im Rahmen der Beschwerde monierte die bP die ihrer Ansicht nach zu geringe Einschatzung. Verwiesen wird auf
die Stellungnahme zum Bescheid XXXX . Beantragt wird ein neues Sachverstandigengutachten einzuholen.

2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.



Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in den sonstigen relevanten
Unterlagen, insbesondere den durch die bP in Vorlage gebrachten arztlichen Bescheinigungsmittel, das der
Entscheidung zu Grunde liegende Gutachten sowie dem Parteienvorbringen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,

Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fUr und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, ()"
Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstéandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil grindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekdmpfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrtcklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekdmpfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu muissen, wenn es Widerspriiche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das im
Verfahren eingeholte Sachverstandigengutachten der medizinischen Sachverstandigen vom 15.03.2017 schlUssig,
nachvollziehbar und weist keine relevanten Widerspriiche auf. Nach Wirdigung des erkennenden Gerichtes erfillt es
auch die an ein arztliches Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen. Die getroffenen Einschatzungen,
basierend auf den im Rahmen der personlichen Untersuchungen eingehend erhobenen klinischen Befunden,
entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen. Im Gutachten wurden auch alle relevanten, von der bP
beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde berlicksichtigt. So erfolgte in den erstellten Gutachten der Sachverstandigen
eine ausdrickliche Auseinandersetzung mit den von der bP beigebrachten Befunden.

Das zitierte Gutachten kommt zu einem Gesamtgrad der Behinderung von 30 v.H. Fihrendes Leiden stellt die
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Funktionseinschrankung "Verdacht auf leichtgradige Intelligenzminderung" dar.

Dem Vorbringen der bP und den vorliegenden Verwaltungs- und Gerichtsakten ist kein Anhaltspunkt zu entnehmen,
die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Es
lag daher kein Grund vor, von den schlUssigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfuhrungen der
Sachverstandigen abzugehen; der Inhalt wird vom erkennenden Gericht nicht angezweifelt.

Im Zuge des Verfahrens wurde ein psychiatrisches Gutachten eines Facharztes fur Psychiatrie und Neurologie vom
11.04.2017 betreffend Sachwalterschaftssache sowie ein Bericht einer Dipl. Pad. vom 24.04.2017 betreffend
"Lernausgangslage" Ubermittelt. Beide weisen keine Einstufung auf.

Zunachst ist anzumerken, dass dem Amtssachverstandigen kein hoherer Beweiswert zukommt, denn die Beweismittel
sind grundsatzlich alle gleichwertig (VWSIgNF 2453 A/1952; 1213 A/1950; 9089 A/1976; VwGH ZfVB 1984/923M
1984/814). Die Amtseigenschaft eines Amtssachverstandigen ist nicht fir einen hoheren verfahrensrechtlichen
Beweiswert ausschlaggebend. Dennoch liegt damit kein taugliches Beweismittel vor, um das Gutachten vom
15.03.2017 zu entkraften. Insbesondere wurde mit den Ausfihrungen in der Beschwerde und dem oben angefiihrten
vorgelegten Gutachten bzw. Bericht nicht schlUssig dargelegt, dass im Gutachten der bB entgegen den Richtlinien der
Einschatzungsverordnung vorgegangen worden ware, bzw. wurde die Funktionseinschrankung keiner
Positionsnummer zugeordnet; es mangelt sohin an Schlissigkeit und Nachvollziehbarkeit und stellt demnach keine
taugliche Grundlage fur eine Entscheidung dar.

Mit den Ausfihrungen der bP in der Beschwerde trat die bP dem medizinischen Sachverstandigen nicht substantiiert
und nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegen. Diese Ausfuhrungen waren daher nicht geeignet, die Aussagen des
medizinischen Sachverstandigen zu entkraften.

Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis der eingeholten Sachverstandigenbeweises.

Im angefuhrten Gutachten wurde vom Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren AusmalB, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausfihrlich eingegangen.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

Im Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde bertcksichtigt.

Die im Rahmen der Beschwerde erhobenen Einwande waren nicht geeignet die gutachterliche Beurteilung, wonach ein
Grad der Behinderung in Hohe von 30 vH vorliegt, zu entkraften.

Auch war dem Vorbringen und den vorgelegten Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des
befassten Sachverstandigen oder dessen Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Es lag daher kein Grund
vor, von den schlUssigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfihrungen des Sachverstandigen abzugehen.

In Bezug auf den in der Beschwerdeschrift gestellten Beweisantrag hinsichtlich eines einzuholenden
Sachverstandigengutachten, weist das erkennende Gericht darauf hin, dass das eingeholte Gutachten der
Allgemeinmedizinerin den aktuellen Gesundheitszustand der bP im Lichte der Einschatzungsverordnung in schlUssiger
und widerspruchsfreier Weise aufzeigt.

Es handelt sich daher um einen als unzuldssig zu erachtenden Erkundungsbeweis. Erkundungsbeweise sind Beweise,
die nicht konkrete Behauptungen, sondern lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen
also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermdglichen, dieses zu

erstatten. Nichts anderes beabsichtigt die bP jedoch mit den oben erérterten Beweisantragen.

Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - auch im
gegenstandlichen Verfahren - unzulassig. Daher war das ho. Gericht einerseits nicht gemaR 88 37 iVm 39 Abs 2 AVG
zur Durchfuhrung eines solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass
deren  Unterlassung  keinen  Verfahrensmangel bedeutet (Hengstschldger -  Leeb, Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu 8 46 mwN).

Es lag daher kein Grund vor, von den schlissigen, widerspruchsfreien und nachvollzieh-baren Ausfihrungen der
Sachverstandigen abzugehen.



Das Sachverstandigengutachten vom 15.03.2017 und die Ausfihrungen der bP in der Beschwerde und im Verfahren
sowie die dort zitierten medizinischen Unterlagen wurden im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswurdigung

der Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt.
Gemald dem angefihrten Gutachten liegt bei der bP ein Gesamtgrad der Behinderung von 30 v.H. vor.
3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BYwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF

Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit; GemaR8 6 BVwGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

GemaR § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal’ Abs. 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaf Abs. 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 des BBG anzuwenden. Fur jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.
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In Anwendung des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs. 3 BBG wird die Zustandigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begrindet und fallt die
Entscheidung der gegenstandlichen Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter Berticksichtigung der zitierten
Bestimmungen in der Geschaftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes dafur vorgesehen ist. Der erkennende

Senat ist daher in diesem Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemall 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

Gemal § 9 Abs 1 VWGVG hat die Beschwerde zu enthalten:

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen Austbung unmittelbarer

verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung,

2. die Bezeichnung der belangten Behdrde,

3. die Gruinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt,

4. das Begehren und

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal} § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen

Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2. ff im

Speziellen angefihrten Rechtsgrundlagen fiir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR § 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem

Bundesgesetz vorgesehenen MalRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemaR 8 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur

vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 40 Abs. 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur

Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder

Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige

Leistung erhalten oder
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4. fUr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begtinstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

Gemal 8 40 Abs. 2 BBGist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angefihrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemalR 8 41 Abs. 1 BBG gilt als Nachweis fir das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhohten Familienbeihilfe gemal3 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschéatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt.

Gemal? § 41 Abs. 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchfiihrung eines Ermittlungsverfahrens zurickzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine

offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemalR 8 42 Abs. 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs. 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.

Gemal 8§ 43 Abs. 1 BBG hat das Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behordliche Eintragungen im Behindertenpass beruhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass

auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

Gemal 8 43 Abs. 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den

Behindertenpass vorzulegen.

Gemal’ § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (8§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR8 47 BBG ist der Bundesminister fir Arbeit und Soziales ermadachtigt, mit Verordnung die ndheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.
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GemalR 8 54 Abs. 12 BBG treten § 1, 8 13 Abs. 5a, § 41 Abs. 1 und 2, 8 55 Abs. 4 und 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 81/2010 mit 1. September 2010 in Kraft.

Gemal 8 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur vortibergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu
erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 2 Abs. 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser

Verordnung.

Gemal 8 2 Abs. 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefthrt sind,

der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal? 8 2 Abs. 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines

Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal 8 3 Abs. 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaBgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

Gemall § 3 Abs. 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zundchst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fiir die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im

Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung

auszugehen.

Gemal? 8 3 Abs. 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine

Erhéhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen

Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

Gemald § 3 Abs. 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen

alleine.

Gemall 8 4 Abs. 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -

beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal} 8 4 Abs. 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrundung fur die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begrindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
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nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsdtze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des 8 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zundchst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu prifen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu berucksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs. 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmafll von weniger als 20 v H. aulRer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a VwGH vom 24. September 2003,
ZI.2003/11/0032; VWGH vom 21. August 2014, ZI. Ro 2014/11/0023-7).

Das angeflhrte Sachverstandigengutachten und die Angaben der bP im Verfahren sowie die im Rahmen der
Beschwerde vorgelegten Befunde wurden im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswirdigung der
Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt. Das zitierte Gutachten erflllt samtliche der in der
Einschatzungsverordnung normierten Voraussetzungen.

Die vom arztlichen Sachverstandigen erfolgte Bewertung der angegebenen Beschwerden und Krankheitszustéande
entspricht der Einschatzungsverordnung sowohl hinsichtlich Position, als auch Prozentsatz. Festlegungen innerhalb
eines Rahmensatzes wurden schlissig begrindet.

Zum Einwand, der seitens des Gerichts herangezogene Sachverstandige hatte einen héheren Grad der Behinderung
festgestellt, ist festzuhalten, dass dieser in der Sachwalterschaftssache aufgrund der dort relevanten zivilrechtlichen
Bestimmungen andere Parameter heranzuziehen hatte, als dies im gegenstandlichen Verfahren nach dem BBG der Fall
ist, weshalb aus dem Einwand hier nichts gewonnen werden kann.

Gemald dem angeflhrten Gutachten vom 15.03.2017 ist bei der bP folglich von einem Gesamtgrad der Behinderung
von 30 v.H. auszugehen.

Nach § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3
und 4 - also die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt und das Begehren) zu Uberpriifen, ist
also daran gebunden.

3.5. GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren.

Gemals § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fUr rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die Saumnisbeschwerde zurilickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemald § 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefihrer die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurliickgezogen werden.

GemaR & 24 Abs. 4 VWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.
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GemaR 8 24 Abs. 5 VWGVG kann das Verwaltungsgericht von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung
absehen, wenn die Parteien ausdricklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Nach Ansicht des Verfassungsgerichtshofes steht das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen
der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengeh6ér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der bB releviert oder sind solche
erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von
der beschwerdefiihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen -
allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdénnen, und
insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder die Beweiswirdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U
466/11-18, U 1836/11-13).

Unter Berucksichtigung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur vergleichbaren Regelung des8 67d AVG
(vgl. VwGH vom 24.4.2003, 2002/07/0076) wird die Durchfuhrung der Verhandlung damit ins pflichtgema3e Ermessen
des Verwaltungsgerichts gestellt, wobei die Wendung "wenn es dies fur erforderlich halt" schon iSd rechtsstaatlichen
Prinzips nach objektiven Kriterien zu interpretieren sein wird (vgl. VWGH vom 20.12.2005, 2005/05/0017). In diesem
Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 MRK bzw. Art. 47 Abs. 2 GRC geboten ist,
wobei gemaR Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen ident sind.

Nach der Rechtsprechung des EGMR ist das Sozialrecht auf Grund seiner technischen Natur und der dadurch
oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu pradestiniert, nicht in allen Fallen eine
mundliche Verhandlung durchzufuhren (vgl. Eriksson

v. Sweden, EGMR 12.4.2012; Schuler-Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.6.1993)

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezugliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein miindliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behdrden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer muandlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VWGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).

Unter Bezugnahme auf die zitierte Judikatur der Hochstgerichte sowie Heranziehung der vorliegenden Akten als auch
des festgestellten Sachverhaltes und der daraus resultierenden Ermittlungsergebnisse und unter Beachtung der
Beschwerdeausfiihrungen der bP wurde von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung iSd 8 24 Abs 4 VwWGVG
Abstand genommen. Dies begriindet sich u.a aus dem Umstand, dass eine mundliche Erdrterung keine weitere
Kldrung der Rechtsfrage erwarten lasst und auch der festgestellte Sachverhalt nicht erganzungsbedurftig scheint.
Weiteres besteht auch keine zwingende gesetzliche Bestimmung, die das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet, in der
anhangigen Beschwerdesache eine mindliche Verhandlung durchzufihren.

In diesem Zusammenhang wird auch auf das Erk. des VwWGH vom 27.9.2013, ZI.2012/05/0213 verwiesen (" Im Ubrigen
lassen die Schriftsatze der Parteien des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens und die vorgelegten Verwaltungsakten
erkennen, dass die Erdrterung in einer Verhandlung eine weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten I3sst, zumal
das Verfahren rechtliche Fragen betrifft, zu deren Beantwortung auch im Sinne der Judikatur des EGMR (Hinweis E vom
28. Mai 2013, 2012/05/0120 bis 0122, mwH auf die Rechtsprechung des EGMR; ferner etwa das Urteil des EGMR vom
18. Juli 2013, Nr. 56422/09, Schadler-Eberle gegen Liechtenstein) eine o6ffentliche, mindliche Verhandlung nicht
geboten erscheint."), wo das genannte Hochstgericht zum Schluss kam, dass keine Verhandlung durchzufiihren ist
(zumal sich &8 24 Abs. 4 VWGVG mit§ 39 Abs. 2 Z 6 VwWGG inhaltlich deckt, erscheinen die dort angefihrten
Uberlegungen im gegenstéandlichen Fall sinngem&R anwendbar).

Nach der standigen Rechtsprechung des VwGH sind fur das Absehen einer mindlichen Verhandlung gem.§ 21 Abs. 7
BFA-VG wegen geklarten Sachverhalts folgende Kriterien beachtlich vgl. Erk. d. VwGH vom 28.5.2014, Ra 2014/20/0017,
Beschluss des VWGH vom 25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10):


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/67d
https://www.jusline.at/entscheidung/43515
https://www.jusline.at/entscheidung/33821
https://www.jusline.at/entscheidung/37242
https://www.jusline.at/entscheidung/26624
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/entscheidung/534602
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/39
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21

Der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt wurde von der bB vollstandig in einem
ordnungsgemallen Ermittlungsverfahren erhoben und weist dieser bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung
durch das ho. Gericht noch immer die gebotene Aktualitat und Vollstandigkeiten auf.

Die bP musste die die entscheidungsmalgeblichen Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer Entscheidung in
gesetzmaliiger Weise offen gelegt haben und das ho. Gericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehordlichen
Beweiswurdigung teilen-

In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des Behdérdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber
hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes
Bestreiten des von der bB festgestellten Sachverhalts ebenso auBer Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, welches
gegen das Neuerungsverbot gem. 8 20 BFA-VG verstoft.

Auf verfahrensrechtliche Besonderheiten ist Bedacht zu nehmen.

Da die oa. Kriterien im gegenstandlichen Fall erfullt sind, konnte eine Beschwerdeverhandlung unterbleiben.
Abrundungen zu den als tragfahig erachteten Ausfuhrungen durch das ho. Gericht sind im hier durchgefihrten
Umfang zulassig, zumal das ho. Gericht die Ausfihrungen der bB fur sich alleine als tragfahig erachtete (Beschluss des
VwGH vom 25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10).

Die Durchfihrung einer 6ffentlichen mdndlichen Verhandlung erwies sich daher als nicht erforderlich.

3.6. GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden (VWGH
vom 22.05.2014, Ra 2014

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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